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Innsbruck – Der Ausbau des 
Kraftwerks Kaunertal zu ei-
nem Pumpspeicherkraftwerk 
ist wieder in den Mittelpunkt 
der politischen Diskussion 
gerückt. Der Landesenergie-
versorger Tiwag hat bekannt-
lich die Behörde darüber 
informiert, dass er das Vor-
haben in zwei Teile gliedert. 
Vorrang erhält das Pump-
speicherkraftwerk Versetz 
mit dem neuen Speicher im 
Platzertal. An den Wasser-
ableitungen aus dem Ötztal 
hält die Tiwag vorerst fest, 
sehr zum Missfallen von Lan-
deshauptmann und Tiwag-
Eigentümervertreter Anton 
Mattle (VP). Er lehnt sie ab, 
für ihn hat der Hochwasser-
schutz im Ötztal Vorrang. 

FPÖ, Liste Fritz, Grüne und 
NEOS drängen hingegen auf 
ein Aus für die Wasserent-
nahmen. SPÖ-Chef und Lan-
deshauptmannstellvertreter 
Georg Dornauer kritisiert 
jetzt allerdings unverblümt 
die Diskussion um den Kraft-
werksausbau. Am 20. Sep-
tember hat die Tiwag das mo-
difizierte Ausbauvorhaben 
der Umweltbehörde im Land 
übermittelt. „Ich stehe samt 
und sonders zum Ausbau des 
Kraftwerks Kaunertal, aber es 
gelingt uns nicht, diesen un-
gemeinen Mehrwert der ge-
samten Tiroler Bevölkerung 
zu erklären“, sagt Dornauer 
gegenüber der TT. Die Ötz-
taler dürften nicht die Verlie-
rer sein, aber wenn man Tirol 
weiterbringen wolle, dann 
benötige es eine überregio-
nale Solidarität.

Für Ausbau der Wasserkraft

Die Wasserkraft hat für 
Dornauer in Tirol einen ext-
rem hohen Stellenwert und 
eine zentrale Schlüsselrolle: 
„Wir benötigen große Spei-
cher und Pumpspeicher in 
den Alpen, um den Ausbau 
von Photovoltaik und Wind 
überhaupt erst zu ermögli-
chen. Diese Pumpspeicher 

können die wetterabhängig 
erzeugten Überschüsse aus 
Sonnenstrom und Wind spei-
chern und bei hoher Nachfra-
ge flexibel Strom erzeugen.“

Das Kraftwerk Kaunertal 
werde einen wesentlichen 
Beitrag zur Energiewende 
leisten, ist sich Dornauer si-
cher. Schließlich könnten 
laut Gutachten jährlich ins-
gesamt rund eine Million 
Tonnen CO2 vermieden wer-
den. „Das wären mehr als 20 
Prozent der jährlichen CO2-
Emissionen Tirols. Gleichzei-
tig fungiert der Speicher als 
riesiger Akku, der bei Bedarf 
Energie speichern oder ab-
geben kann. Das ist gelebter 
Umweltschutz.“

Deshalb fordert Dornauer 
von den Experten eine finale 
Klarstellung, ob das Wasser 
aus der Venter und Gurgler 
Ache abgeleitet werde oder 
eben nicht: „Auch für die 
notwendige Akzeptanz in-

nerhalb der Bevölkerung. 
Wir sind in Tirol nämlich un-
verdächtig, dass wird unsere 
Natur zerstören wollen.“ Op-
portunismus und Duckmäu-
sern sei in der Frage der Was-
serkraft mutlos und völlig 

verfehlt, will Dornauer „nicht 
kleingeistig in Legislaturperi-
oden denken und mich auch 
nicht von substanzlosen 
Stimmungsmachern beein-
drucken lassen“.

Schlussendlich bezeich-
net der Tiroler SPÖ-Chef ei-
ne „klimafitte Industrie“ als 
Motor für ein dringend benö-
tigtes Wirtschaftswachstum. 
„Wir brauchen mehr Energie, 
aber weniger Emissionen. 
Das Zusammenspiel aller 
Technologien wie Photovol-
taik, Wind, Biomasse, Was-
serkraft sowie der Ausbau 
unserer Speicher und neu-
er Energienetze sind dafür 
alternativlos.“ Die Energie-
produktion sei der wesent-
lichste Hebel in der Klimafra-
ge. Dornauer abschließend: 
Ohne die Nutzung unserer 
Wasserkraft werden wir die-
se zentralen Zukunftsheraus-
forderungen nicht bewältigen 
können.“ (pn)

Dornauer fordert Entscheidung 
über Wasserableitungen

„Ja oder nein“: SPÖ-Chef drängt auf Klarstellung zu Ausbau des Kraftwerks 
Kaunertal, weil es auch um die Akzeptanz in der Bevölkerung gehe.

In einem zweiten Ausbauschritt (Prutz II und Imst II) würde die Tiwag das Wasser aus dem Ötztal benötigen. Der 
(politische) Widerstand ist jedoch massiv. Foto: unserwasser.tirol

LHStv. Georg Dornauer/SPÖ 
(Parteiobmann) 

„Opportunismus 
und Duckmäusern 

ist in der Frage der 
Wasserkraft mutlos und 
völlig verfehlt.“
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Landesholding 
für alle Spitäler 

In den Bezirkskrankenhäusern müssen in 
den nächsten zehn Jahren 804 Mio. Euro 
investiert werden. Land und Gemeinden 



Innsbruck – Wie sollen die 
Gemeinden die Abgänge  für 
ihre Bezirkskrankenhäuser 
und die anstehenden Inves-
titionen von 804 Millionen 
Euro in den nächsten zehn 
Jahren decken? Darüber ist 
jetzt eine politische Diskus-
sion im Land entbrannt. 
Und der Vorschlag einer 
Landesholding, die neben 
den Tirol Kliniken auch die 

peripheren Spitäler umfasst, 
erhält neue Nahrung.

So müssen allein in das in 
die Jahre gekommene Be-
zirkskrankenhaus Lienz 290 
Millionen Euro investiert 
werden, wie es in einem Mas-
terplan heißt. Derzeit wird 
über die Finanzierung ver-
handelt. „Um der finanziel-
len Lage gerecht zu werden, 
ist eine enge Zusammenar-
beit unerlässlich – deshalb 
finden regelmäßige Abstim-
mungen mit den Häusern 
statt, um gemeinsam eine 
Investitionsvorschau für die 
kommenden Jahre zu gestal-

ten“, sagt dazu Gesundheits-
landesrätin Cornelia Hagele 
(VP). Einer Landesholding 
steht sie vorerst ablehnend 
gegenüber.

„Diskussionen über eine 
Krankenhaus-Holding ste-
hen derzeit nicht im Raum. 
Die Bezirkskrankenhäuser 
leisten bereits einen wichti-
gen Beitrag zur regionalen 
Gesundheitsversorgung und  
stehen weiterhin für dieses 
Ziel ein“, sieht sie derzeit kei-
ne Notwendigkeit, Verhand-
lungen über eine große Tiro-
ler Spitalslösung zu führen. 
Der Regionale Strukturplan 
Gesundheit Tirol verfolge das 
klare Ziel, allen Tirolerinnen 
und Tirolern eine hochwerti-
ge medizinische Versorgung 
zu bieten. „Und an diesem 
wird aktuell gearbeitet.“

Opposition für Landesholding

Anders die Opposition im 
Land. Liste Fritz und Grüne 
sprechen sich für eine Lan-
desholding aus. In der SPÖ 
wird sie ebenfalls befürwor-
tet, bereits vor Jahren gab es 
dafür einen Vorstoß. Land-
tagsvizepräsidentin Elisabeth 
Blanik (SPÖ) gilt als Verfech-
terin davon. 

„Wenn Tirols Gemeinden 
und die schwarz-rote Lan-
desregierung den Gürtel en-

ger schnallen müssen, um 
die Jahr für Jahr steigenden 
Ausgaben in den öffentlichen 
Budgets zu bremsen, dann 
hat das auch etwas Gutes. Es 
nötigt Gemeindeverband und 
Gemeinden, Landtag und 
Landesregierung, Altherge-
brachtes zu hinterfragen und 
Neues zu wagen“, schlägt Lis-
te-Fritz-Klubchef Markus Sint 
eine generelle Entflechtung 
vor. Die Gemeinden sollten 
künftig für die Kinderbetreu-
ung zuständig sein, das Land 
für die Spitäler.

Laut Sint geben dann Land-
tag und Landesregierung die 
gesetzlichen Grundlagen für 
eine ganztägige und ganzjäh-
rige Kinderbetreuung vor, die 
Gemeinden haben das perso-
nell und finanziell umzuset-
zen. Ohne weitere Zuschüs-
se durch das Land. „Dafür 
werden die Gemeinden vom 

Klotz Spitäler befreit. Sie ha-
ben keine Kosten mehr für die 
Spitäler zu tragen, bekommen 
ein Mitspracherecht, aber die 
Letztentscheidung liegt beim 
Land als Finanzier.“

Wenn Krankenhäuser un-
ter einem betriebswirtschaft-
lichen Dach arbeiten würden, 
könnten Verwaltungskosten 
gespart und dafür das medi-
zinische und pflegerische An-
gebot gestärkt werden, forciert 
die grüne Gesundheitsspre-
cherin Petra Wohlfahrtstätter 
ebenfalls eine tirolweite Spi-
talsgesellschaft.

Die NEOS hingegen hoffen 
auf einen Turbo beim Ausbau 
der Primärversorgungszent-
ren – vor allem im ländlichen 
Raum. „Für eine Zustimmung 
zum Gesundheitsbudget er-
warten wir uns ein echtes 
Konzept und nicht nur die Er-
höhung des Budgets ohne kla-
re Vorgaben“, macht LA Birgit 
Obermüller klar. Das müsse 
auch für die Finanzierung der 
Bezirksspitäler gelten. (pn)

Lienz: Spitals-Umbau 
kostet 290 Mio. Euro
Gesundheits-LR Hagele (VP) will derzeit keine Debatte 

über eine landesweite Krankenhaus-Holding führen.

Im Bezirkskrankenhaus Lienz gibt es einen großen Investitionsstau. 290 

Mio. Euro müssen investiert werden. Foto: Oblasser

LR Cornelia Hagele/ÖVP 
(Gesundheitslandesrätin) 

„Diskussionen über 
eine Krankenhaus-

Holding stehen derzeit 
nicht im Raum.“

Markus Sint/Liste Fritz 
(Klubobmann) 

„Die Gemeinden 
sollen künftig für 

die Kinderbetreuung 
zuständig sein, das Land 
für die Spitäler.“

Ein 1,4 Kilometer langer Tunnel soll die Passstrecke am Fernpass entschärfen. Foto: Daniel Liebl

Von Peter Nindler

Innsbruck – Das Fernpass-
paket fordert das Land. Und 
das auf mehreren Ebenen. 
Im Gurgltal und im Außer-
fern ist der Widerstand gegen 
den Bau des Fernpasstunnels 
sowie die Einführung einer 
Maut ab 2028 groß. Gleich-
zeitig spießt es sich beim 160 
Millionen Euro teuren Schei-
teltunnel bei den notwendi-
gen Grundablösen. 

Zwar gibt es in Biberwier 
einen denkbar knappen po-
sitiven Gemeinderatsbe-
schluss, doch die Stimmung 
in der Gemeinde ist alles an-
dere als  gut. Wie viel Grund 
dort benötigt wird, steht 
noch nicht fest. Die Mautin-
frastruktur wird laut Land 
unter Ausnutzung der Mög-
lichkeiten, die die Digitalisie-
rung in der Mauteinhebung 
bietet, platzsparend auf der 
Nordseite des Fernpasstun-
nels errichtet. Die Planun-
gen würden bereits laufen. 
Erst danach wisse man, wie 
viel Fläche genau für den 
Fernpasstunnel samt Ver-
schränkung bzw. Zulauf in 
Anspruch genommen werde.

In Nassereith hat sich die 
Bevölkerung bei einer Volks-
befragung – 50 Prozent der 
Wahlberechtigten haben da-
ran teilgenommen – mit 94 

Prozent gegen einen Grund-
stücksverkauf ausgespro-
chen. Bürgermeister Herbert 
Kröll ist hingegen dafür. Am 
meisten Grund benötigt das 
Land jedoch von den staats-
eigenen Bundesforsten. Die 
Verhandlungen über die Ab-
löse und die zwischenzeitli-
che Inanspruchnahme einer 
Fläche für die Aufschüttung 
verlaufen allerdings alles an-
dere als glatt. 

Noch gibt es keine Eini-
gung über die für den Tun-
nel erforderlichen 2,3 Hek-
tar. Für Aufschüttungen 
würden die Bundesforste 
drei Euro pro Kubikmeter 

verlangen, was vom Land 
abgelehnt wird. Auch bei 
der Abgeltung der Grund-
einlöse spießt es sich. Billig 
wollen die Bundesforste die 
Grundstücke jedenfalls nicht 
hergeben, was noch zu einer 
pikanten Situation führen 
könnte. Eigentümervertre-
ter ist schließlich der „Tiro-
ler“ Landwirtschaftsminister 
Norbert Totschnig (ÖVP). 

Totschnig in der Zwickmühle

Sein Parteikollege und Lan-
deshauptmannstellvertre-
ter Josef Geisler geht jedoch 
von einer Einigung aus. Die 
bisherigen Vorstellungen der 
Bundesforste bezeichnet der 
Straßenbaureferent des Lan-
des als nicht angemessen. 
„Wenn es keine Vereinbarung 
gibt, kommt es eben zu einem 
Grundeinlöseverfahren. Hier 
ist dann ein Schätzgutachten 
maßgeblich.“

Der Baustart für den 1,4 Ki-
lometer langen Fernpasstun-
nel ist für 2026 geplant, zwei 
Jahre später soll er eröffnet 
und dann auch bemautet 
werden. Die Fahrt kostet 
dann 14 Euro, die Jahreskar-
te 140 Euro. Die Fernpass- 
Mautgesellschaft wurde 
bereits gegründet, das Aus-
wahlverfahren für einen Ge-
schäftsführer befindet sich in 
der finalen Phase.

Land will Tunnel, 
der Bund Geld

Verhandlungen über notwendige Grundablöse für Fern-

passtunnel sind für das Land alles andere als einfach.

LHStv. Josef Geisler/ÖVP 
(Straßenbaureferent) 

„ Ich hoffe schon, 
dass wir uns eini-

gen. Ansonsten wird ein 
Grundeinlöseverfahren 
eingeleitet.“
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Politik in Kürze

F ür seine Forderung nach 
einer endgültigen Ent-

scheidung über die umstrit-
tenen Wasserableitungen 
aus dem Ötztal für das Kraft-
werk Kaunertal erntet SPÖ-
Landeshauptmannstell-
vertreter Georg Dornauer 
herbe Kritik. 2019 – noch in 
Opposition – habe der Ti-
roler SPÖ-Chef großspurig 
angekündigt, dass er auf der 
Seite der Ötztaler stehe, im 
Koalitionsübereinkommen 
das Mega-Kraftwerk Kau-
nertal inklusive gewaltiger 
Wasserableitung aber ohne 

Murren und Widerspruch 
abgenickt, stellt Liste-Fritz-
Klubchef Markus Sint fest.  
„Er setzt sich in seiner neu-
en Position nicht gegen die 
Wasserableitung ein. Aus 
dem Lautsprecher ist ein 
Leisetreter geworden, bloß 
nicht der ÖVP missfallen.“ 
Das sei ein Verrat an den 
Anliegen der Ötztaler, fügt 
Sint hinzu.

Ähnlich argumentiert 
Sints  Kollege von den Grü-
nen Gebi Mair. „Nach der 
Volksbefragung in Sölden, 
bei der sich 96,2 Prozent der 

BewohnerInnen gegen die 
Ableitung des Ötztaler Was-

sers ausgesprochen haben, 
und dem politischen Ver-

sprechen der Landespolitik 
vor der EU-Wahl ist es nun 
unzulässig, sich von angeb-
lichen Experten abhängig zu 
machen.“ Mair fordert dar-
über hinaus eine generelle 
Absage an das Kraftwerks- 
projekt.

D er Wechsel an der Spit-
ze des Europäischen 

Forums in Alpbach ist voll-
zogen: Der ehemalige EU-
Parlamentsvizepräsident 
Othmar Karas (ÖVP) ist am 
Montag offiziell zum Prä-
sidenten gewählt worden. 

Dem neuen Präsidenten 
steht demnach künftig  u. a. 
Ex-Bundeskanzler Christi-
an Kern (SPÖ) mit Expertise 
zur Seite. Karas folgt in der 
Funktion des Forumspräsi-
denten auf Andreas Treichl. 
Karas bezeichnete die neue 
Aufgabe als „Ehre“. Der An-
spruch, „sich tiefgehend 
mit den komplexen Fragen 
unserer Zeit zu befassen“, 
sei für ihn Motivation. Das 
nächste Forum Alpbach 
wird von 16. bis 29. August 
2025 in Tirol über die Bühne 
gehen. (pn, TT)

Karas neuer Alpbach-Präsident, Kritik an Dornauer

Im Platzertal soll der neue Speicher für den Ausbau des Kaunertal-Kraft-

werks zu einem Pumpspeicherkraftwerk errichtet werden. Foto: Reichle
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